
 
 

 

Drucksache  
 

Nr.: IX /161.2 

 

Beschluss der Regionalversammlung Südhessen 
zur Drs. Nr. IX / 161.1  
 

 

17. September 2021 

 

Antrag der Gemeinde Großkrotzenburg auf Zulassung einer Abweichung vom 

Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) 

gemäß § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG aus Anlass der Änderung des RegFNP 

sowie der Aufstellung der Bebauungspläne „Solarthermieanlage I“ und  

„Auf dem Mittelfeld“ 

 

Vorlage der oberen Landesplanungsbehörde – Drs. Nr. IX / 161.1 

 

I. Die Abweichung von den Zielen Z3.4.1-3, Z3.4.2-4, Z4.2-2 und Z10.1-10 des 

Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 wird auf der 

Grundlage des Antrags der Gemeinde Großkrotzenburg vom 23. Juni 2021 sowie 

nach Maßgabe der unter Ziffer II aufgeführten Nebenbestimmungen sowie der als 

Anlage beigefügten Plankarte, die Bestandteil dieser Entscheidung ist, zugelassen. 

II. Mit der Zulassung der Abweichung werden folgende Nebenbestimmungen 

verbunden: 

1. Spätestens auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ist darzulegen, dass 

mit der Inanspruchnahme des Vorranggebiets für Landwirtschaft keine 

Existenzgefährdung landwirtschaftlicher Betriebe einhergeht. 

2. Maßnahmen zum Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft sind weitest 

möglich außerhalb von Vorranggebieten für Landwirtschaft, bevorzugt durch 

Inanspruchnahme von Ökopunkten bereits umgesetzter 

Ausgleichsmaßnahmen, zu verwirklichen. 

3. Die von der Antragstellerin vorgeschlagene Fläche zum Ausgleich des in 

Anspruch genommenen Vorranggebiets Regionaler Grünzug ist im Regionalen 

Flächennutzungsplan und/oder in einem Bebauungsplan so zu sichern, dass 

eine der Festlegung eines Vorranggebiets Regionalen Grünzugs im neu 

aufzustellenden Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan in 
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diesem Bereich entgegenstehende Nutzung ausgeschlossen wird. Die hierfür 

erforderliche Inanspruchnahme eines Vorranggebiets Industrie und Gewerbe 

in einem Umfang von 2,3 ha ist von der Abweichungszulassung mit umfasst. 

4. Sollte der Regionalverband FrankfurtRheinMain bei Änderung des Regionalen 

Flächennutzungsplans zur Arrondierung des Bereichs das verbleibende 

Vorranggebiet Regionaler Grünzug mit einer Größe von rund 0,8 ha ebenfalls 

als Versorgungsfläche darstellen wollen, ist eine weitere Kompensation in 

diesem Umfang erforderlich. 

5. Im Rahmen der Abwägung bei Änderung des Regionalen 

Flächennutzungsplans sowie der Aufstellung der beiden Bebauungspläne sind 

die Belange des Hochwasserschutzes (z.B. durch Erstellung einer Risiko- und 

Schadensbewertung und ggf. erforderlicher Minderungsmaßnahmen) sowie 

des vorbeugenden Klimaschutzes besonders zu berücksichtigen. 

6. Vor Inkraftsetzung des Bebauungsplans „Auf dem Mittelfeld“ ist bei der 

unteren Naturschutzbehörde beim Kreisausschuss des Main-Kinzig-Kreises im 

Hinblick auf die Rodung des Altbestandes einer Streuobstwiese ein Antrag auf 

Ausnahme oder Befreiung von den Verboten des § 30 Abs. 1 BNatSchG zu 

stellen. 

 

 

 

 

Für die Richtigkeit: 
 
gez.: Conny Scheuermann 
Schriftführerin 
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Anlage: Plankarte 

 

 

Darstellung der Flächen, für die eine Zielabweichung zugelassen werden soll (lila 
Umrandung innerhalb des roten Kringels) sowie der Kompensationsfläche für das 
Vorranggebiet Regionaler Grünzug (lila Umrandung innerhalb des grünen Kringels) 
(Quelle: verändert nach Langantrag der Gemeinde Großkrotzenburg) 

 

 

 

 


